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Daseinsvorsorge und/ oder Privatisierung? 
- zur Bedeutung von Gemeinschaftseigentum für eine nachhaltige Wasserversorgung 

Frieder HAAKH* 

Wasser ist mehr als H20! 

Das Prinzip aller Dinge ist das Wasser, 
aus Wasser ist alles, 
und ins Wasser kehrt alles zurück. 

erkannte vor über 2500 Jahren Thales von Milet. 

Diese Erkenntnis ist, wenn auch zeitgemäß bürokra­
tisiert, in die Erwägungsgründe der Europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie eingeflossen, und im Erwä­
gungsgrund Nr. 1 heißt es: "Wasser ist keine übliche 
Handelsware, sondern ein ererbtes Gut, das ge­
schützt, verteidigt und entsprechend behandelt wer­
den muss". Dennoch scheint das Wasser im allge­
meinen und die Wasserversorgung im speziellen zum 
"Geschäft" geworden zu sein. Ressourcen und die im 
Gemeineigentum befindliche Infrastruktur - mitun­
ter das Tafelsilber unserer zivilisierten Welt und der 
Kommunen sollen privatisiert und zunächst im Rah­
men einer Liberalisierung "marktfähig" gemacht 
werden. Es droht ein gravierender Systemwechsel 
mit ungewissem Ausgang. Heute das Wasser, mor­
gen die Luft zum Atmen? Die Einführung der WEB­
en und der Handel mit C02 -Kontingenten deuten 
darauf hin. 

Ich möchte Ihnen hierzu einige Gedanken darlegen, 
weshalb diese Bestrebungen mehr als nur kritisch be­
gleitet werden müssen. 

Deutschland ist ein wasserreiches Land. Von 358 
Mrd.m3 Wasserdargebot werden lediglich 7 Mrd.m3/a 
für die Trinkwasserversorgung genutzt. Insgesamt 
werden in Industrie, Landwirtschaft, Gewerbe und 
Haushaltungen 47 Mrd.m3/a benötigt. Das jährliche 
Umsatzvolumen des deutschen Wassermarktes wird 
dabei auf 20 Mrd. Euro geschätzt. Nun gibt es in 
Deutschland bereits etwa 50% private Wasserversor­
gungsunternehmen, die ihre Aufgaben hervorragend 
erfüllen, aber machen wir uns nichts vor, das ist auf 
einen entsprechenden ordnungsrechtlichen Rahmen 
und die noch kommunale Aufsicht zurückzuführen! 
Doch daran soll jetzt durch die Liberalisierung gerüt­
telt werden. Es droht ein Ausverkauf kommunalen 
Vermögens und es stellt sich die Frage, ob der Über­
gang von der Allmende zum Privaten nur noch eine 
Frage der Zeit ist. 

Doch was sind die Allmenden in der Wasserversor­
gung? Dies sind: 

die Rohwasserressourcen 
- die Wassergewinnungs-, -aufbereitungs- und -for­

deranlagen (Wasserwerke) 
- das Verteilnetz und die Behälter sowie 

das Wissen um eine zuverlässige und sichere Was­
serversorgung. 

Dabei ist die Wasserversorgung aufgrund der Lage 
der Rohwasserressourcen ein natürliches Monopol. 
Wegen der hohen Kosten für die Versorgungsinfra­
struktur ist es volkswirtschaftlicher Nonsens, kon­
kurrierende Systeme aufzubauen, Wettbewerb ist da­
her in dieser Form nicht möglich und die hohen In­
vestitionskosten waren auch der Grund, weshalb der 
Aufbau der Wasserversorgung eine öffentliche Auf­
gabe war. Für Private war das schlicht unattraktiv. 
Jetzt allerdings haben wir eine entsprechende Infra­
struktur und im Zusammenhang mit der Liberalisie­
rung sogenannter wettbewerblieber Ausnahmeberei­
che wie Telekommunikation, Stromwirtschaft, Gas­
wirtschaft, öffentlicher Personennahverkehr und 
Postdienstleistungen gibt es politische Bestrebungen, 
die Trinkwasserversorgung ebenfalls zu "liberalisie­
ren". Also war die Gemeinschaft gut für die Aufbau­
arbeit, den Rahm abschöpfen sollen die Privaten. Die 
Liberalisierung sieht dabei die Aufhebung der Ge­
bietsmonopole (Streichung des § 1 03 GWB a.F.) so­
wie des Anschluss- und Benutzungszwangs vor. 

Damit sollen 
• die Durchleitung und konkurrierender Leitungs­

bau sowie 
• der Wettbewerb um ganze Versorgungsgebiete 

(sog. "Wettbewerb um den Markt") erleichtert, 
• die Pflicht zur Ausschreibung von Konzessionen 

vorgeschrieben und 
• die freie Wahl des Wasserlieferanten ("Wettbe-

werb im Markt") 
ermöglicht werden. Ebenfalls ins Spiel gebracht, 
wurde die Ausschreibung und Vermarktung der Was­
serressourcen. Von fachfremden Institutionen werden 
als wesentliche Motive für eine Liberalisierung der 
Trinkwasserversorgung Kostensenkungspotenziale 
genannt, wobei allerdings bis heute konkrete Anga­
ben fehlen, worauf diese beruhen, inwieweit der Bür-

* Vortrag auf der ANL-Fachtagung "Allmende - in alle Hände? Eigentumsformen ftir eine nachhaltige Entwicklung" 
vom 18.-20. April 2002 in Laufen a. d. Salzach 
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ger daran partizipiert und wie die Nachhaltigkeit si­
chergestellt werden kann. Der in Aussicht gestellte 
"Wohlfahrtsgewinn" ist damit über den Behaup­
tungsstatus nicht hinausgekommen, aber die Macht 
des Spekulativen hat ausgereicht, die "Liberalisie­
rungsdiskussion" zu entfachen. Beschleunigt wurde 
dieser Prozess durch ein Gutachten, das vom Bun­
deswirtschaftsministerium Ende 2000 in Auftrag ge­
geben und im Oktober 2001 fertiggestellt wurde. Da­
bei ist festzustellen, dass die deutschen Wasserver­
sorgungsunternehmen im internationalen Vergleich 
gesehen ihre Aufgaben im technischer und qualitati­
ver Hinsicht auf Spitzenniveau erfüllen. Die Wasser­
versorgung in Deutschland ist ökologisch bei nach­
haltiger Sicherung der Ressourcen beispielsweise 
durch das Engagement für den Gewässerschutz und 
dient damit dem Umweltschutz. Dabei haben sich un­
terschiedlichste Unternehmensstrukturen bewährt. 
Kleine gemeindliche Wasserversorgungen oder Was­
serversorgungsgruppen im ländlichen Raum, Fern­
wasserversorgungsunternehmen zum Ausgleich über­
regionaler Dargebotsunterschiede und große Unter­
nehmen in Ballungsräumen kennzeichnen die 
Struktur der deutschen Wasserversorgung. 

Die bestehenden Rahmenbedingungen garantieren 
das hohe Niveau, auf dem die Wasserversorgungsun­
ternehmen ihre Aufgaben erfüllen und weiterhin ist 
festzustellen, dass Rechtsform und Unternehmens­
größe allein kein generell taugliches Urteil über Effi­
zienz und Leistungsvermögen erlauben. 

Ziele der deutschen Trinkwasserversorgungsun­
ternehmen 

Der gesellschaftliche Grundkonsens, der dieses gut 
funktionierende System hervorbrachte, beruht auf 
folgenden Zielen: 

einwandfreie Qualität für das Trinkwasser als Le­
bensmittel Nr. I mit Stoffkonzentrationen weit un­
terhalb der gültigen Grenzwerte 

• ein Höchstmaß an Versorgungssicherheit für die 
' flächendeckende Versorgung der Bevölkerung mit 

Trinkwasser 
• ständige Weiterentwicklung der Technologie 

durch Forschung und Entwicklung 
• nachhaltiger Schutz der Trinkwasserressourcen, 

sowie nachhaltige Instandhaltungsmaßnahmen der 
Wasserversorgungsanlagen 

• Effizienz der Aufgabenerfüllung zu kosten­
deckenden Preisen 

• eigenverantwortliche Fachnormung als staatsent­
lastende Tätigkeit 

• kommunale Selbstverwaltung und bürgernahe 
Wahrung der Entscheidungsfreiheit der Kommu­
nen über die Organisation der Trinkwasserversor­
gung im Rahmen der Daseinsvorsorge 

• freier Zugang zu den Wasserressourcen 
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An dieser Stelle muss der Begriff der Nachhaltigkeit 
und seiner Bedeutung für die Wasserversorgung ge­
klärt werden. Die prominenteste Definition hierfür 
entstammt dem sog. Brundtland-Bericht der Rio­
Konferenz. 

"Eine Entwicklung ist nachhaltig, wenn sie die Be­
dürfnisse der gegenwärtigen Generation befriedigt, 
ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre 
Bedürfnisse nicht befriedigen können". Die Nach­
haltigkeit in der Wasserversorgung erstreckt sich da­
bei nicht nur auf den Ressourcenschutz, sondern 
auch auf den Umgang mit dem Anlagevermögen, 
dass Nutzungsdauern von 80, l 00 oder mehr Jahren 
aufweisen kann und damit immer in intergeneratio­
nellem Verhältnis steht. Werden aus kurzfristigen 
Renditeüberlegungen heraus bestandserhaltende Re­
investitionen unterlassen, hat dies mit Nachhaltigkeit 
nichts zu tun. 

Ressourcenschutz = Trinkwasserschutz = Gesund­
heitsschutz ist bislang die Formel einer leistungs­
fähigen deutschen Wasserversorgung. Die Liberali­
sierung beabsichtigt jedoch die Trennung von Trink­
wassergewinnung und Umweltleistungen. Die 
Aufhebung der Gebietsmonopole, die auf Grund der 
Ressourcenverteilung erwachsen sind, wird dazu 
fUhren, dass die WVUs aus ihrer regionalen Verant­
wortung für "ihre" Trinkwasserressourcen entbunden 
werden mit der Folge, dass die WVUs unter zuneh­
menden ökonomischen Druck freiwillige Umweltlei­
stungen aufgeben und ihr Engagement für die Was­
serschutzgebiete zurückfahren müssen. An dieser 
Stelle im Rahmen der Liberalisierung 

• eine Sonderbehörde gegen Umweltvergehen, 
• mehr Staat zur Kontrolle und 
• zusätzliche Steuerbelastungen zur Substitution der 

jetzt noch freiwillig erbrachten Umweltleistungen 
der Unternehmen 

zu fordern, unterläuft die Effizienz der Leistungser­
stellung und die kommunale Selbstverwaltung. Das 
kommt einem Ausverkauf unter staatlicher Oberauf­
sicht gleich! Die deutsche Wasserversorgung kommt 
bislang ohne dies aus, und es gibt keinen guten 
Grund, dies zu ändern. Auch sind Standards für den 
Umwelt- und Ressourcenschutz im Rahmen einer Li­
beralisierung und Privatisierung nicht gesichert. Ge­
sundheitlich relevant wird dabei die abnehmende 
Rohwasserqualität 

Das Minimierungsgebot und die Reduzierung des 
Chemikalieneinsatzes werden durch die reine Ko­
stenorientierung infolge der Liberalisierung zur Fik­
tion, denn wenn das Rohwasser erst einmal ver­
schmutzt ist und weiterhin das Wasser "durchlei­
tungsgerecht" konditioniert werden muss, bleibt gar 
nichts anderes übrig, als im Wasserwerk - Verbrau­
cherschutz hin oder her - nur noch "Reparaturbe­
trieb" am Wasser zu betreiben. Weiterhin sind der 
Durchleitung als wesentlichem Werkzeug des libera­
lisierten Marktes aufgrund der Eigenschaften des 
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Trinkwassers als verderbliches Lebensmittel enge 
Grenzen gesetzt. Durchleitung und Direkteinspei­
sung, die Kernkomponenten für "Wettbewerb im 
Markt", bleiben durch korrosionsbedingte, hydrauli­
sche und mikrobiologische Zusammenhänge aufwe­
nige EinzeWille beschränkt. Dort, wo es wirtschaft­
lieh, gesundheitlich und gesellschaftlich akzeptiert 
und möglich ist, werden die Durchleitung und Di­
rekteinspeisung längst praktiziert und bedürfen kei­
ner neuen Regelungen. 

Auf was man sich im Rahmen einer Privatisierung 
beim Ressourcenschutz einstellen kann, zeigt das 
Fallbeispiel aus England und Wales im Jahr 12 nach 
der Liberalisierung: 

Fallbeispiel: Die Kontrollen im Gewässer- und 
Trinkwasserschutz wurden erheblich verschärft. Den­
noch sind die Wasserqualität sowie das Umwelt­
schutzniveau im Vergleich zu Deutschland nach wie 
vor niedrig. Es bestehen u.a. enorme Probleme mit 
Pestiziden in Grund- und Oberflächengewässern. Die 
Nachsorge (Aufbereitung) hat Vorrang vor dem vor­
sorgenden Gewässerschutz. Es gibt keine Wasser­
schutzgebiete' .  

Diese Feststellungen, die nicht von Liberalisierungs­
gegnern, sondern aus dem BMWi-Gutachten stam­
men, sollten bereits skeptisch stimmen. Die Überle­
genheit des Gemeinschaftseigentums in der Wasser­
versorgung tritt aber auch an einem Kriterium zu 
Tage, das gern von Liberalisierern und Privatisierern 
als ihr ureigenes Terrain betrachtet wird: Die Wirt­
schaftlichkeit! Allzu gern wird dies als Köder ausge­
legt, und wer wenig oder nichts von der Sache ver­
steht, macht sich solche Argumentation zu eigen. So 
war es auch im Falle der Liberalisierungsdiskussion 
um die Wasserversorgung. Und hier wurde von fach­
fremden Institutionen, u. a. der Deutschen Bank Re­
search behauptet, durch eine Liberalisierung ließen 
sich wie erwähnt, Kostensenkungspotenziale von 
ca. 1 0 %  realisieren. Auch hier hilft der Blick ins Aus­
land, wobei nicht, wie von interessierter Seite vorge­
führt, Äpfel mit Birnen verglichen werden dürfen. 

So war ein Kritikpunkt an der deutschen Wasserver­
sorgung der vermeintlich zu hohe Wasserpreis. Wer 
allerdings staatliche Subventionen u.ä. unter den Tep­
pich kehrt, hat seine Aufrichtigkeit in der Diskussion 
eingebüßt. So weist Deutschland nach Dänemark die 
niedrigsten relativen Gesamtkosten für die Trinkwas­
serversorgung im Vergleich europäischer Länder auf 
- vor dem "privatisierten" England und Frankreich! 

An dieser Stelle will ich auch ein Argument entkräf­
ten, das immer wieder gegen das Gemeinschaftsei­
gentum gerade kleiner Gemeinden und ihrer Wasser­
versorger zu Felde geführt wird, und das durch stän­
dige Wiederholung auch nicht richtig wird. Es lautet: 
"Nur größere Strukturen können wirtschaftlich ar­
beiten!" Wir haben in Deutschland ca. 6500 Wasser-

versorgungsunternehmen, in Baden Württemberg et­
wa 1300 und in Bayern etwa 3000. Damit müssten 
wir in unseren Bundesländern die höchsten Wasser­
preise haben. 

Der Vergleich zeigt hierzu die wahren Verhältnisse. 
(Hinweis auf Berlin) 

Noch detailliertere Erkenntnisse darüber, was die Pri­
vatisierung bringen kann, zeigt wieder der Blick nach 
England und Wales. 

Fallbeispiel: Der Anschlussgrad der Bevölkerung 
beträgt in England und Wales 95 % (dazu im Ver­
gleich in Deutschland: 99%). 70% der Wasserabga­
bemenge entfallen auf private Haushalte. Die Was­
serpreise sind in den ersten fünf Jahren nach der Pri­
vatisierung im Durchschnitt real um fast 5 %  pro Jahr 
gestiegen. In den folgenden fünf Jahren wurde die 
zulässige Preissteigerung auf 1 %  im Jahr begrenzt, 
d.h. die Wasserpreise sind insgesamt um 34% ge­
stiegen ( 1 ,055* 1 ,01 5=1 ,34). Bis zum Jahr 2004 sollen 
die Preise nun erstmals fallen (-2, 1 %  im Jahr). Die 
Privatisierung der Wasserversorgungs- und Abwasse­
rentsorgungsunternehmen in England und Wales war 
aufgrund der hohen Unternehmensgewinne in der 
Zeit unmittelbar nach der Privatisierung zunächst in 
die Kritik geraten. Der Vorwurf gegen die Regierung 
lautete, bewusst hohe Gewinnerzielungsmöglichkei­
ten eingeräumt zu haben, um einen entsprechend ho­
hen Erlös beim Verkauf der Aktien erzielen zu kön­
nen. Zur Zeit sind einzelne Anbieter bestrebt, ihr An­
lagevermögen wieder auf die öffentliche Hand zu 
übertragen (OFWAT, 2000d, 2000e ). Der Grund hier­
für ist in ihren Schwierigkeiten zu suchen, die erfor­
derlichen Mittel für die anstehenden Investitionen 
aufzubringen. 

Als Nachschlag zu dieser monetären Betrachtung 
will ich noch das Thema "Bürokratie" beleuchten, 
mit der eine Abkehr von der Allmende in der Was­
serversorgung über eine Liberalisierung zum Priva­
ten befordert werden soll. Auch hier enthält das "Li­
beralisierungsgutachten des BMWi" bei genauer 
Lektüre dahingehend genügend Argumente, dass die 
Liberalisierung nur mit einem ·Bündel staatlicher 
Eingriffe machbar ist. Hierzu zählen: 

• Subventionen gegen "Rosinen picken" ("Transfer­
zahlungen"), um auf dem flachen Land die Was­
serversorgung auf Minimalniveau aufrecht zu er­
halten, 

• verschärfte Kontrollen sollen durch ein zusätzli­
ches Bundesgesetz geregelt werden, 

• das Aufstocken der Gesundheitsämter, um die zu 
erwartenden Einbrüche deutscher Standards und 
die gröbsten hygienischen Missstände in einem li­
beralisierten Markt in den Griff zu bekommen, 

• zusätzliche Prüfinstitute. 

Aus dem Gutachten: "Optionen und Rahmenbedingungen einer Marktöffnung für eine nachhaltige Wasserversorgung"; BMWi; Okto­
ber 2001 
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Ges-amtkosten der Trlnkwasserversorgung, 
bezogen auf das Haushaltseinkommen 

• Wasserentgelt bezogen auf das Haus haltseinkom men 

Abbildung 1 

Trinkwasserversorgung in Deutschland im internationalen Vergleich (1) 
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Abbildung 2 

Trinkwasserversorgung in Deutschland im internationalen Vergleich (2) 

Damit kommt zum Ausdruck, dass die Gefahren zwar 
erkannt wurden, es an praktikablen, bürgernahen und 
wirtschaftlichen Lösungen für den Ressourcen- und 
Gesundheitsschutz und zur Sicherstellung der 
flächendeckenden Versorgung bei einer Liberalisie­
rungjedoch mangelt. Die vorgeschlagene Aufblähung 
der Bürokratie zur Verwaltung des (wohl befürchte­
ten) Niedergangs gesundheitlicher Standards in der 
Trinkwasserversorgung kann keine Lösung sein. 

An dieser Stelle wird auch deutlich, dass die reine 
Kostenorientierung beim Lebensmittel Trinkwasser 
zu kurz greift. Trinkwasser ist das wichtigste Le­
bensmittel, Gesundheit ist unser höchstes Gut. Die 
allmendeorientierte Entwicklung der deutschen Was­
serversorgung hat hier ein hervorragend funktionie­
rendes System hervorgebracht, deren Ziele ich ein-
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gangs dargelegt hatte. Nicht übersehen werden darf 
auch die Wirkung der Wasserversorgung in öffentli­
cher Hand für den Ressourcenschutz. Die Lasten für 
den Ressourcenschutz, d. h. in erster Linie für den 
Grundwasserschutz in Wasserschutzgebieten, sind 
nur vermittelbar, wenn die Gemeinschaft wiederum 
unmittelbar daraus den Vorteil zieht. 

Auch ist zu befürchten, dass bei einer Vermarktung 
der TW-Ressourcen es aus Profitstreben zu einer 
Nutzung über die Grenze der Nachhaltigkeit kommt. 
Wir sprechen von groundwatermining - denken Sie 
an den mittleren Westen in den USA mit GW-Ab­
senkungen über 1 00 m! 

Lassen Sie mich an dieser Stelle vor einem absch­
ließenden Ausblick zu einem Fazit kommen, warum 
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das Gemeinschaftseigentum für eine nachhaltige 
Wasserversorgung von Bedeutung ist: 

Die Allmende sichert 

• die flächendeckende Versorgung der Bevölkerung 
mit Trinkwasser bester Qualität 

• die Akzeptanz für den nachhaltigen Ressourcen­
schutz und deren nachhaltiger Bewirtschaftung 

• eine effiziente Aufgabenerfüllung bei kostengüns­
tigen Preisen 

• den bürgernahen Einfluss auf die Wasserversor­
gung als Aufgabe der kommunalen Daseinsvor­
sorge 

• nachhaltige Instandhaltungsmaßnahmen 

Doch was ist zu tun, um die Wasserversorgung fort 
zu entwickeln? Ist die Allmendeform nicht mehr mo­
dern oder wo liegen die Aufgaben? 

Hier sind folgende Handlungsfelder bzw. Aktivitäten 
zu nennen: 

Die Politik kann mit anderen Ansätzen als einer Li­
beralisierung und Privatisierung des Wassermarktes 
wesentlich besser zur Stärkung der deutschen Was­
serwirtschaft beitragen, wenn hierzu folgende Punk­
te berücksichtigt bzw. Rahmenbedingungen geschaf­
fen werden: 
• Hände weg vom kommunalen Vermögen, kein 

Ausverkauf der Wasserversorgung zum Stopfen 
von Haushaltslöchern. 

• Nationale Alleingänge bei der Umsetzung eu­
ropäischer Vorschriften müssen unterbleiben 
(auch bei der Liberalisierung). 

• Deutschland hat Wasser im Überfluss. Deshalb 
muss die Wassersparpolitik entideologisiert wer­
den, um zu einem ausgewogenen Verhältnis zwi­
schen Ökologie und Ökonomie zurückzufinden, 
denn wir sparen die erneuerbare Ressource Was­
ser mit einem hohen Einsatz nicht erneuerbarer 
Ressourcen bei unausgeglichener Ökobilanz. 

• In den Gemeindeordnungen der Länder sind die 
Voraussetzungen zu schaffen, dass kommunale 
Unternehmen auch außerhalb der kommunalen 
Grenzen als Wasserdienstleiter tätig werden kön­
nen. - Das stärkt die Allmende i. d. WV. 

• Die Zusammenftihrung von Trinkwasserver- und 
Abwasserentsorgung ftihrt zur Nutzung von Syn­
ergien und zur Optimierung der Struktur. Dies ist 
durch die Steuergesetzgebung gebremst2. Deshalb 
ist die steuerliche Gleichbehandlung bei einem er­
mäßigten Steuersatz von 7 %  herbeizuführen. 

• Wenn schon "Wasserpfennige" und weitere fiska­
lische Sonderlasten, dann müssen diese zweckge­
bunden zum Schutz der Trinkwasserressourcen 
verwendet werden. Die Höhe der Ausgleichslei­
stungen muss sich messbar in der Verbesserung 
der Wassergüte widerspiegeln. 

Der nachhaltige flächendeckende Gewässerschutz 
muss durch die Konkretisierung der "besten Um­
weltpraxis" gestärkt werden, um teuere Aufberei­
tungsmaßnahmen zu vermeiden. Vielerorts be­
dient sich die Landwirtschaft zu Lasten der Was­
serversorgung aus Profitstreben an der Allmende 
der TW-Ressourcen. 

Aber nicht nur die Politik, sondern auch die deut­
schen Wasserversorgungsunternehmen sind gefor­
dert, ihren Beitrag zur weiteren Verbesserung zu lei­
sten. Hierzu zählen: 
• die weitere Verbesserung von Qualität, Wirt­

schaftlichkeit und Kundenorientierung in den 
kommunalen Unternehmen, um die Angriffe ab­
wehren zu können 

• Benchmarking zur Positionsbestimmung 
• Allianzen und Kooperationsnetzwerke der Was­

serversorgungsunternehmen zur Ausschöpfung 
von Synergien (z.B. bei technischen Betriebs­
ftihrungen) 

• weitere Optimierung der Struktur 
• umfassender Know-how-Transfer, Abbau von Be­

rührungsängsten ggü. größeren Unternehmen 
• Kooperation mit der Wasserwirtschaftsverwaltung 

zur Verbesserung des Gewässerschutzes und zur 
Schaffung nachhaltiger Strukturen der Wasserver­
sorgung, insbesondere im strukturschwachen 
ländlichen Raum 

• Verbesserung der Finanzausstattung zur weiteren, 
nachhaltigen Instandhaltung der Trinkwasserver­
sorgungs-Infrastruktur durch geeignete Finanzie­
rungsinstrumente 

• Transparenz durch Informationen der Öffentlich­
keit über die Leistungen und Kosten der Wasser­
versorgung 

• Verankerung des "Wasser-Selbstbewusstseins" bei 
Bürgern und politischen Entscheidungsträgern. 
Wasserversorgung kann nur langfristig und unter 
dem Aspekt der Nachhaltigkeit betrieben werden. 
Die Wertigkeit eines WVUs hat mehr Dimensio­
nen als nur die monetäre ! 

Die deutsche Wasserversorgung hat sich als Gemein­
schaftseigenturn zu einem hervorragend funktionie­
renden System entwickelt, sie wird international als 
vorbildlich angesehen. Sie benötigt keine Privatisie­
rung und Liberalisierung. 

Was die Allmende in der Wasserversorgung betrifft, 
will ich mit einem Zitat von Saint d'Exupery enden: 
"Wasser, du bist der köstlichste Besitz dieser Erde ! 

Anschrift des Verfassers: 

Dr.-Ing. Frieder Haakh 
Zweckverband Landeswasserversorgung 
Schützenstraße 4 
D-70182 Stuttgart 
e-mail: Arlt.J@lw-online.de 

2 Deshalb ist die steuerliche Gleichbehandlung bei einem ermäßigten Steuersatz von 7% herbeizuführen. 
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